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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
01 - 16 

0758/2016 19.05.2016 
 
 
 
Betreff 

Bestellung eines Schriftführers für den Rechnungsprüfungsausschuss 
 
 
Beratungsfolge 

Rechnungsprüfungsausschuss 05.07.2016 

 
  
 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Rechnungsprüfungsausschuss bestellt den Stadthauptsekretär Markus Gremann zu 
seinem Schriftführer. 
 

STADT EMMERICH AM RHEIN 
D E R  B Ü R GE R ME I ST E R  Ö  3



01 - 16 0758/2016  Seite 2 von 2 

Sachdarstellung : 

Gemäß § 52 Abs. 1 Gemeindeordnung ist über die im Ausschuss gefassten Beschlüsse eine 
Niederschrift aufzunehmen. Diese wird vom Vorsitzenden und einem vom Gremium 
bestellenden Schriftführer unterzeichnet. 
 
Bedingt durch das Ausscheiden der bisherigen Schriftführerin ist eine Neubestellung 
erforderlich. 
 
  
  
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Die Maßnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen. 
 
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 6.1 
 
 
 
Peter Hinze 
Bürgermeister 
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
01 - 16 

0760/2016 20.05.2016 
 
 
 
Betreff 

Beschluss einer Transparenzsatzung;  
hier: Eingabe Nr. 11/2016 der Alternative für Deutschland 
 
 
Beratungsfolge 

Rechnungsprüfungsausschuss 05.07.2016 

 
  
 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Rechnungsprüfungsausschuss beschließt, von der Einführung einer „Satzung für 
Transparenz und Informationsfreiheit (Transparenzsatzung)“ bei der Stadt Emmerich am 
Rhein abzusehen.  
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Sachdarstellung : 

 
Mit Schreiben vom 21. März 2016 regen die Herren Werner Düffels und Christoph Kukulies 
(Alternative für Deutschland) (Anlage 1) an, über die vom Bund der Steuerzahler NRW 
(BdSt) im Dezember 2015 an alle Kommunen verschickte Transparenz-Mustersatzung zu 
beraten und zu beschließen (Anlage 2). 
Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein hat diese Anregung gemäß § 4 Abs. 2 der 
Hauptsatzung der Stadt Emmerich am Rhein zur Erledigung an den 
Rechnungsprüfungsausschuss verwiesen.  
 
Die aufgrund des Versandes der Mustersatzung Ende vergangenen Jahres offensichtlich von 
mehreren Kommunen eingeschalteten Kommunalen Spitzenverbände (Städtetag NRW, 
Städte- und Gemeindebund NRW) haben sich der Thematik angenommen und 
entsprechende Handlungsempfehlungen formuliert (Stellungnahme StGB NRW Anlage 3). 
 
Nach Auffassung der kommunalen Spitzenverbände bedarf es einer Transparenzsatzung zur 
Sicherstellung von Bürgerbeteiligung und Transparenz nicht.  
Die Stadt Emmerich am Rhein teilt nach Prüfung des Sachverhaltes diese Wertung. Eine 
derartige Satzung ist zum einen aufgrund der gesetzlich verankerten Informationsrechte 
(Informationsfreiheitsgesetz IFG NRW) weder erforderlich noch  zielführend. 
Darüber hinaus werden vor Ort ohne eine Selbstverpflichtung durch Satzung 
Bürgerbeteiligung und Transparenz seit Jahren praktiziert und haben einen hohen 
Stellenwert : 
Ein Ratsinformationssystems, das Interessierten den direkten Zugriff auf alle politischen 
Entscheidungsprozesse vom Zeitpunkt der Vorberatungen in den Gremien bis zur 
endgültigen Beschlussfassung ermöglicht, wurde in Emmerich am Rhein eingeführt, lange 
bevor es zum Standard wurde. 
Im Planungsbereich wird die Bürgerbeteiligung weit über das gesetzlich vorgeschriebene 
Maß praktiziert.  
Die in der Umsetzungsphase befindliche Neukonzeption des Internetangebotes der Stadt 
Emmerich am Rhein verfolgt darüber hinaus die Zielsetzung, Informationen leicht zugänglich  
und aktuell vorzuhalten und die Transparenz weiter zu steigern. 
 
 
Die in § 5 Abs. 1 der Mustersatzung genannten pflichtig zu veröffentlichenden 
Informationsrubriken werden in Teilen bereits jetzt bereitgestellt.  
Die verbleibenden Kategorien des Satzungskataloges – exemplarisch genannt seien 
  
Nr. 4  Tätigkeitsberichte und Ergebnisse der Rechnungsprüfung 
Nr. 10 Regelungen erteilter Baugenehmigung 
Nr. 15 Verträge der Daseinsvorsorge und sonstige Verträge 
Nr. 16 Vergabeentscheidungen über Bauleistungen, Lieferungen, sonstige Leistungen- 
 
unterliegen engen gesetzlichen Rahmenbedingungen wie den Schutzvorschriften des IFG 
NRW über Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse bzw. personenbezogene Daten.  
 
Als höherrangiges Recht bildet das IFG NRW insgesamt den rechtlichen Rahmen. Die 
Regelungen in einer Transparenzsatzung dürfen somit in rechtlicher Hinsicht nicht über  
den Regelungsrahmen des IFG NRW hinausgehen. 
Die Bürgerinnen und Bürger können folglich durch eine kommunale Transparenzsatzung 
nicht mehr Informationen erhalten als nach den höherrangigen Vorschriften des IFG NRW. 
 
Unbestritten hätte ein nach der Mustersatzung zu erstellendes Informationsregister den 
Vorteil, dass die Informationsarten zentral an einer Stelle gebündelt zum Abruf bereitgestellt 
würden. Allerdings würde dies auf der anderen Seite die kosten- und personalintensive 
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Beschaffung, Einrichtung und Pflege einer speziellen Software für ein solches Register 
bedeuten.  
 
Es gilt, den Prozess des Ausbaus von Bürgerbeteiligung und Transparenz in der Stadt 
Emmerich am Rhein unter Einbeziehung der zur Verfügung stehenden personellen und 
finanziellen Möglichkeiten fortzusetzen. 
Einer satzungsbedingten Verpflichtung zur sofortigen Bereitstellung der dort definierten 
Themenfelder kann mit den zur Verfügung stehenden Ressourcen nicht entsprochen 
werden. 
Dieser Weg wird zudem nicht als zielführend qualifiziert. Vielmehr sollte die Stadt Emmerich 
am Rhein an der Zielsetzung festhalten, das Internet- und Open Data-Angebot in den 
nächsten Jahren stetig weiter auszubauen, und die aus Sicht der Bürgerinnen und Bürger 
interessanten Informationen sukzessive bereitstellen.  
 
  
  
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Die Maßnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen. 
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 6.1 
 
 
 
 
Peter Hinze 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
Anlage/n: 
01 - 16 0760 2016 A 1 Eingabe Nr. 11 2016 der Afd 
01 - 16 0760 2016 Anlage 2 Mustertransparenz_satzung_nrw 
01 - 16 0760 2016 Anlage 3 Stellungnahme StGB NW 
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Bund der Steuerzahler NRW 

Mehr Demokratie NRW 

Transparency International Deutschland e.V. 

NABU NRW 

 

 

 

 

 

SATZUNGSEMPFEHLUNG FÜR TRANSPARENZ UND INFORMATIONSFREIHEIT 

in den Kommunen von Nordrhein-Westfalen 

(TRANSPARENZSATZUNG) 

Stand: Juli 2015 
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Vorbemerkung 

 

In Nordrhein-Westfalen sollen die Bürger in Zukunft einfacher an Informationen der Verwaltung 

kommen. Während die Bürger die Einsichtnahme in Akten bisher meist erst beantragen und 

dafür oft Gebühren zahlen müssen, sollen in Zukunft alle wichtigen Informationen proaktiv im 

Internet veröffentlicht werden. 

 

Diese Satzungsempfehlung soll auf kommunaler Ebene dazu die Grundlage schaffen und die 

Informationslast umkehren. Im Ergebnis soll mehr Transparenz geschaffen und damit das 

Vertrauen in das Handeln von Politik und Verwaltung gefördert und gleichzeitig das 

Kostenbewusstsein der Kommunen erhöht werden. Die Gemeinden verpflichten sich, von sich 

aus Verträge zur Daseinsvorsorge, Gutachten, Statistiken, Verwaltungsvorschriften, 

öffentliche Pläne, Geodaten und weitere Informationen zu veröffentlichen. Dies soll in einem 

für jedermann einsehbaren zentralen und kostenlosen Informationsregister geschehen. 

 

Das Bündnis „NRW blickt durch“ - bestehend aus dem Bund der Steuerzahler, Mehr 

Demokratie  und Transparency Deutschland – hat dem nordrhein-westfälischen Landtag 

bereits im Februar 2014 einen Gesetzentwurf für ein Transparenz- und 

Informationsfreiheitsgesetz (TIFG NRW) mit der Bitte übergeben, diesen Vorschlag in den 

Landtagsberatungen möglichst weitgehend zu berücksichtigen. 

 

In machen Kommunen gab es seitdem erfreuliche Entwicklungen hin zu mehr Transparenz. 

Die rot-grüne Landesregierung jedoch lässt entgegen ihrer Ankündigung mit einem Vorschlag 

für ein Transparenzgesetz auf sich warten. Daher sah sich das Bündnis „NRW blickt 

durch“ veranlasst, neue Impulse in Richtung Transparenz und Informationsfreiheit auf 

kommunaler Ebene zu geben. 

 

Auf Grundlage dieser Satzungsempfehlung für Transparenz und Informationsfreiheit in 

den Kommunen von Nordrhein-Westfalen (Transparenzsatzung) haben die Kommunen die 

Möglichkeit, den Bürgerinnen und Bürgern möglichst viele Informationen zur Verfügung zu 

stellen und damit ihren Beitrag für mehr Transparenz zu leisten. Hierbei sollte 
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jede Kommune über die – auch rechtliche – Durchsetzbarkeit der einzelnen Bestimmungen 

selbst entscheiden. 

 

 

Präambel 

Der Rat/Kreistag der Stadt/des Kreises.....hat in seiner Sitzung vom.....aufgrund des § 7 der 

Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch......die folgende Satzung für 

Transparenz und Informationsfreiheit (Transparenzsatzung) beschlossen: 

 

 

Abschnitt 1 

Transparenzgebot 

 

§ 1 

Zweck der Satzung 

Zweck dieser Satzung ist es, dem aus dem Demokratieprinzip folgenden Grundsatz der 

Zugänglichkeit der bei der Kommune vorhandenen Informationen für die Allgemeinheit weitest 

mögliche Geltung zu verschaffen. Dieser Zugang soll möglichst umfänglich unmittelbar mittels 

Veröffentlichung gewährleistet werden, um über die bestehenden Informationsmöglichkeiten 

hinaus die demokratische Meinungs- und Willensbildung und aktive Teilhabe der Bevölkerung 

am öffentlichen Leben zu fördern und eine bessere Kontrolle des staatlichen Handelns zu 

ermöglichen. 

 

 

 § 2 

 Begriffsbestimmungen 

(1) Informationen sind alle Aufzeichnungen, unabhängig von der Art ihrer Speicherung. 

 

(2) Veröffentlichungen sind Aufzeichnungen im Informationsregister nach Maßgabe des § 6. 

 

(3) Informationspflichtige Stelle im Sinne dieser Satzung ist die Kommune, für die der 

Rat/Kreistag diese Satzung beschlossen hat. 
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(4) Informationsregister ist ein zentral zu führendes, elektronisches und allgemein 

zugängliches Register, das alle nach dieser Satzung veröffentlichten Informationen enthält. 

 

(5) Informationspflicht umfasst die Auskunfts- und die Veröffentlichungspflicht. 

 

(6) Veröffentlichungspflicht ist die Pflicht, Informationen in das Informationsregister nach 

Maßgabe dieser Satzung einzupflegen. 

 

(7) Auskunftspflicht ist die Pflicht, Informationen auf Antrag nach Maßgabe dieser Satzung 

zugänglich zu machen. 

 

(8) Ein Vertrag der Daseinsvorsorge im Sinne dieser Satzung ist insbesondere ein Vertrag, 

den eine Kommune abschließt und mit dem die Beteiligung an einem Unternehmen der 

Daseinsvorsorge übertragen wird, der vollständig oder teilweise, mittelbar oder unmittelbar 

Leistungen der Daseinsvorsorge zum Gegenstand hat, der die Schaffung oder Bereitstellung 

von Infrastruktur für Zwecke der Daseinsvorsorge beinhaltet oder mit dem das Recht an einer 

Sache zur dauerhaften Erbringung von Leistungen der Daseinsvorsorge übertragen wird. 

Damit sind Verträge erfasst, soweit sie die Wasserversorgung, die Abwasserentsorgung, die 

Abfallentsorgung, die Energieversorgung, das Verkehrs- und Beförderungswesen, 

insbesondere den öffentlichen Personennahverkehr, die Wohnungswirtschaft, die Bildungs- 

und Kultureinrichtungen, die stationäre Krankenversorgung oder die Datenverarbeitung für 

hoheitliche Tätigkeiten zum Gegenstand haben. Ebenfalls erfasst ist die Übertragung von 

Eigentum, Besitz, eines Erbbaurechts oder einer Dienstbarkeit an einer Sache, die zu einer in 

Satz 2 genannten Daseinsvorsorge gehört, wenn die Übertragung die dauerhafte Erbringung 

der Daseinsvorsorgeleistung ermöglichen soll. 

 

 

 

 

§ 3 

Informationsrecht 

(1) Nach Maßgabe dieser Satzung und vorbehaltlich von Absatz 5 hat jede natürliche oder 

juristische Person und haben Zusammenschlüsse von Personen ein Informationsrecht 

hinsichtlich des unverzüglichen und vollständigen Zugangs zu den bei der Kommune 
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vorhanden Informationen, soweit kein höherrangiges Recht  entgegensteht.  Die Nutzung, 

Weiterverwendung und Verbreitung der nach dieser Satzung zugänglich gemachten 

Informationen ist frei, sofern höherrangiges Recht oder spezialgesetzliche Regelungen nichts 

anderes bestimmen. 

 

(2) Das Recht auf unverzüglichen und vollständigen Zugang zu den Informationen wird 

hinsichtlich der Informationen nach § 5 durch aktive und selbständige Veröffentlichung seitens 

der Kommune und durch Eintragung in das Informationsregister gemäß § 6 verwirklicht. 

 

(3) Soweit eine Veröffentlichung noch nicht erfolgt ist, wird das Recht auf Informationszugang 

auf Antrag gemäß § 8 verwirklicht. Ein rechtliches Interesse muss, soweit gesetzlich nichts 

anderes bestimmt ist, nicht dargelegt werden. 

 

(5) Der Nachweis des Vorliegens eines Ausnahmetatbestandes nach § 12 dieser Satzung ist 

von der Stelle zu erbringen, die sich auf diesen beruft. Die Nichtöffentlichkeit einer Beratung 

oder Beschlussfassung oder die Einstufung einer Information als Verschlusssache stellen als 

solches keinen Ausnahmetatbestand dar. 

 

 

§ 4 

Organisationspflichten und Grenzen von Ausnahmen 

(1) Die Kommune trifft geeignete organisatorische Vorkehrungen, damit Informationen, die 

dem Informationsrecht des § 2 unterfallen, ohne unverhältnismäßigen Aufwand zugänglich 

gemacht werden können. Dies umfasst die Pflicht, die betreffenden Informationen in 

geeigneten Formaten zu erfassen, zu speichern und aufzubereiten, die es ermöglichen, jene 

Informationen, hinsichtlich derer eine Veröffentlichungspflicht besteht, baldmöglichst zu 

veröffentlichen, Anträge zügig zu bearbeiten und Informationen, hinsichtlich derer Ausnahmen 

vom Grundsatz der Informationspflicht bestehen, möglichst schon bei der 

Informationserfassung im Hinblick auf die Möglichkeit zur späteren Abtrennung zu 

kennzeichnen. 

 

(2) Verträge der Kommune sind so auszugestalten, dass aus diesen herrührende Rechte 

Dritter der Anwendung dieser Satzung inklusive des Zugangs zu, der freien Nutzung, der 
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Weiterverwendung und der Verbreitung der Informationen nicht entgegenstehen. § 16 bleibt 

unberührt. 

 

(3) Verträge mit einem Gegenstandswert von mehr als 100.000 Euro, die nach Maßgabe dieser 

Satzung zu veröffentlichen sind,  dürfen erst dann geschlossen werden, wenn der endgültige 

Vertragstext für mindestens einen Monat veröffentlicht war. Bei Gefahr im Verzug oder 

drohendem schweren Schaden kann davon abgewichen werden. 

 

(4) Umfang und Gegenstand der Informationsausnahmen sind auf das absolut Notwendige zu 

beschränken und soweit möglich deutlich zu machen. Abtrennbare Teile von Informationen, 

die selbst nicht den Ausnahmeregelungen unterfallen, unterliegen der Informationspflicht.   

 

(5) Soweit Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die Voraussetzungen für eine Verweigerung in 

zeitlicher Hinsicht nicht dauerhaft bzw. bis zur archivarischen Freigabe bestehen, weist die 

Kommune im Informationsregister bzw. gegenüber dem Antragssteller auf diese Möglichkeit 

hin und veröffentlicht die Informationen nach Wegfall der Voraussetzungen für die 

Informationsverweigerung. 

 

 

 

Abschnitt 2 

Veröffentlichungspflicht und Veröffentlichung 

 

§ 5 

Veröffentlichungspflichtige Informationen 

(1) Der Veröffentlichungspflicht unterliegen 

1. Beschlüsse des Rates oder Kreistages nebst den zugehörigen Protokollen und Anlagen, 

2. Haushalts-,  Bewirtschaftungs-, Organisations-, Geschäftsverteilungs- Akten- und 

Stellenpläne, 

3. Satzungen, Richtlinien und Verwaltungsvorschriften, sowie Dienstanweisungen, 

4. Amtsblätter, amtliche Statistiken, Tätigkeitsberichte und Ergebnisse der Rechnungsprüfung, 

5. interne Gutachten und Studien der Kommune, sowie Gutachten, Studien und Vermerke 

externer Stellen, soweit sie von der Kommune in Auftrag gegeben wurden, in die Entscheidung 

der Kommune einfließen oder ihrer Vorbereitung dienen, 
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6. Geodaten sowie Bodenrichtwertkarten und Mietspiegel, 

7. Ergebnisse von Messungen, Beobachtungen und sonstigen Erhebungen über schädliche 

Umwelteinwirkungen, Umweltgefährdungen sowie über den Zustand der Umwelt, die von der 

Kommune  außerhalb ihrer Überwachungstätigkeit im Einzelfall durchgeführt werden, 

8. das Baumkataster, 

9. öffentliche Pläne, insbesondere Bauleit- und Landschaftspläne, 

10. die wesentlichen Regelungen erteilter Baugenehmigungen und -vorbescheide, 

11. Informationen hinsichtlich derer die Kommune eine Beteiligung der Öffentlichkeit oder 

Auslegung durchführt, 

12. Informationen über Subventionen und Zuwendungen, Fördermittel, Sponsoring und 

Spenden, insbesondere über Gewährende, Empfänger, Höhe, Rechtsgrundlage und Zweck 

von erhaltenen oder gewährten Zahlungen und Leistungen, 

13. die wesentlichen Unternehmensdaten von Unternehmen an denen die Kommune beteiligt 

ist einschließlich einer Darstellung der jährlichen Vergütungen und Nebenleistungen für die 

Leitungsebene, 

14. Umweltinformationen im Sinne des § 2 Absatz 3 des Umweltinformationsgesetzes vom 22. 

Dezember 2004 (BGBl. I S. 3704), 

15. Verträge der Daseinsvorsorge und sonstige Verträge, 

16. Vergabeentscheidungen über Bauleistungen, Lieferungen, Dienstleistungen und sonstige 

Leistungen, 

17. aufsichtsrechtliche Entscheidungen der Fach- und Rechtsaufsicht, 

18. Informationen mit kommunalem Bezug, die bereits aufgrund einer Rechtsnorm außerhalb 

dieses Gesetzes offengelegt  oder bekanntgemacht werden, 

sowie alle weiteren, den in diesem Absatz genannten Gegenständen vergleichbaren 

Informationen von öffentlichem Interesse. 

 

(2) Von der Veröffentlichungspflicht nach Abs. 1 ausgenommen sind: 

1. Verträge mit einem Gegenstandswert von weniger als 20.000 Euro, wenn zwischen den 

Vertragspartnern im Laufe der vergangenen zwölf Monate Verträge über weniger als 

insgesamt 20.000 Euro abgeschlossen worden sind, 

2. Subventionen und Zuwendungen mit einem Wert unter 1.000 Euro in einem Zeitraum von 

zwölf Monaten an eine Empfängerin bzw. einen Empfänger, 



 

 

10 

 

3. Erteilung einer Baugenehmigung und eines -vorbescheides an eine Antragstellerin bzw. 

einen Antragsteller, sofern es sich um ein Bauvorhaben in einem reinen Wohngebiet (§ 3 

BauNVO) oder in einem allgemeinen Wohngebiet (§ 4 BauNVO) handelt. 

 

(3) Der Veröffentlichungspflicht unterliegen über die Katalogtatbestände nach Absatz 1 hinaus 

außerdem: 

1. Informationen, die  auf Antrag nach § 8 oder im Rahmen presserechtlicher Anfragen an 

Medien herausgegeben wurden, wobei die jeweils antragstellende Person der Offenlegung 

ihrer Identität widersprechen kann, 

2. Druckerzeugnisse oder elektronische Dateien, die zumindest Teilen der Öffentlichkeit 

grundsätzlich zugänglich sind und deren Erstellung ausschließlich oder überwiegend aus 

öffentlichen Mitteln finanziert wurden 

 

(4)Von der Veröffentlichungspflicht sind solche Informationen ausgenommen, die unter § 12 

dieser Satzung fallen. 

 

§ 6 

Informationsregister 

Die Kommune richtet ein Informationsregister ein. Sie stellt sicher, dass die zentrale 

Zugänglichkeit aller ihrer der Veröffentlichungspflicht unterliegenden Informationen über 

dieses Informationsregister jederzeit gewährleistet ist. 

 

 

§ 7 

Ausgestaltung der Veröffentlichungspflicht 

(1) Informationen im Sinne von § 5 sind unverzüglich, spätestens innerhalb eines Monats, im 

Volltext, in elektronischer Form im Informationsregister zu veröffentlichen. Hierbei ist auch zu 

erfassen, von wem diese Information wann erstellt wurde, zu welcher bzw. welchen 

Informationskategorien im Sinne des § 5 die Information gehört und wann sie von welcher  

informationspflichtigen Stelle in das Informationsregister eingestellt wurde. Bei Verträgen sind 

alle Vertragsparteien zu erfassen. Alle Informationen müssen leicht auffindbar, maschinell 

mindestens nach den in den  vorstehenden Sätzen genannten Datenkategorien und im Volltext 

durchsuchbar und für den Nutzer druck- und speicherbar sein. 
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(2) Der Zugang zum Informationsregister ist barrierefrei, kostenlos und anonym. Er wird über 

öffentliche Kommunikationsnetze bereitgestellt. Zugang zum Informationsregister wird in 

ausreichendem Maße in öffentlichen Räumen gewährt. 

(3) Alle veröffentlichten Informationen müssen in einem wiederverwendbaren Format vorliegen. 

Eine maschinelle Weiterverarbeitung muss gewährleistet sein und darf nicht durch eine 

plattformspezifische oder systembedingte Architektur begrenzt sein. Das Datenformat muss 

auf verbreiteten und frei zugänglichen Standards basieren. 

(4) Die Informationen im Informationsregister müssen bis zu ihrer Archivierung, mindestens 

aber zehn Jahre nach ihrer letzten Änderung vorgehalten werden. 

(5) Bei Änderungen veröffentlichter Informationen muss neben der Änderung die jeweilige 

Fassung für jeden Zeitpunkt abrufbar sein. 

 

Abschnitt 3 

Auskunftspflicht und Auskunftserteilung 

 

§ 8 

Antrag 

(1) Der Antrag auf Zugang zu Informationen kann schriftlich, elektronisch oder mündlich 

gestellt werden. Im Antrag sind die beanspruchten Informationen zu bezeichnen oder soweit 

möglich zu beschreiben. 

 

(2) Soweit keine unmittelbare Zugänglichmachung der Information erfolgt, bestätigt die 

angerufene Stelle den Eingang des Antrages unverzüglich schriftlich oder elektronisch. Dabei 

gibt sie auch an, ob der Antrag spezifisch genug ist, um ihr die Identifikation der beanspruchten 

Information zu ermöglichen. Soweit dies nicht der Fall ist, bemüht sich die angerufenen Stelle 

gemeinsam mit dem Antragssteller um eine Präzisierung und leistet ihm die hierbei 

erforderliche Hilfe. 

 

(3) Ist die angerufene Kommune selbst nicht informationspflichtig, so hat sie dies dem 

Antragssteller mitzuteilen. 
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§ 9 

Zugang zur Information 

(1) Die Kommune hat entsprechend der Wahl der antragstellenden Person Auskunft zu erteilen 

oder die Informationsträger zugänglich zu machen, die die begehrten Informationen enthalten. 

 

(2) Handelt es sich um vorübergehend beigezogene Informationen anderer Stellen, die nicht 

Bestandteil der eigenen Aufzeichnungen werden sollen, so gilt § 8 Absatz 3 entsprechend. 

 

(3) Die Kommune stellt ausreichende zeitliche, sachliche und räumliche Möglichkeiten für den 

Informationszugang zur Verfügung. Dies soll die Möglichkeit der Erlangung der Informationen 

über Kommunikationsnetze in elektronischem Format oder  die Gewährung unmittelbaren 

Zugangs zu Informationen einschließen. Die Anfertigung von Notizen ist gestattet. Kann die 

Kommune die Anforderungen gemäß Satz 1 nicht erfüllen, stellt sie Kopien zur Verfügung. Die 

§§ 17 und 19 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen gelten 

entsprechend. 

 

(4) Die Kommune stellt auf Antrag Kopien der Informationen auch durch Versendung zur 

Verfügung. Hat die antragstellende Person keine Auswahl zum Übermittlungsweg getroffen, 

ist regelmäßig die kostengünstigste Form der Übermittlung zu wählen. 

 

(5) Soweit Informationsträger nur mit Hilfe von Maschinen lesbar sind, stellt die Kommune auf 

Verlangen der antragstellenden Person die erforderlichen Lesegeräte einschließlich der 

erforderlichen Leseanweisungen oder lesbare Ausdrucke zur Verfügung. 

 

(6) Die Kommune kann auf eine über öffentliche Kommunikationsnetze zugängliche 

Veröffentlichung verweisen, wenn sie der antragstellenden Person die Fundstelle angibt. 

 

(7) Soweit Informationsansprüche aus den in § 12 dieser Satzung in Verbindung mit  § 9 IFG 

NRW (personenbezogene Daten) und § 8 IFG NRW (Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse) 

genannten Gründen nicht erfüllt werden können, ersucht die Kommune auf Verlangen der 

antragstellenden Person den oder die Betroffenen um ihre Einwilligung. 
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§ 10 

Bescheidung des Antrags 

(1) Die Kommune macht die begehrten Informationen unverzüglich, spätestens aber innerhalb 

eines Monats nach Eingang des Antrags bei der Stelle, in der gewünschten Form zugänglich. 

 

(2) Die Ablehnung eines Antrags oder die Beschränkung des begehrten Zugangs erfolgt 

innerhalb der in Absatz 1 genannten Frist durch schriftlichen Bescheid mit einer 

Rechtsmittelbelehrung. Sie ist zu begründen. Eine Ablehnung ausschließlich unter 

Bezugnahme auf den Gesetzestext ist unzulässig. 

 

(3) Können die gewünschten Informationen nicht oder nicht vollständig innerhalb eines Monats 

zugänglich gemacht werden oder erfordern Umfang oder Komplexität eine umfangreiche 

Prüfung, so kann die informationspflichtige Stelle die Frist auf zwei Monate verlängern. Die 

antragstellende Person ist darüber innerhalb des ersten Monats schriftlich zu unterrichten. 

 

§ 11 

Kostenfreiheit 

(1) Für Tätigkeiten aufgrund dieser Satzung  werden Gebühren nicht erhoben. 

 

(2) Für die Übermittlung von Informationen über Kommunikationsnetze in elektronischem 

Format und  die Gewährung unmittelbaren Zugangs zu Informationen werden keine Auslagen 

erhoben. Dies gilt auch für die Erstellung und Übermittlung von bis zu 10 Schwarz-weiß-

Duplikaten in DIN A 4 und/oder DIN A 3 - Format oder die Erstellung einer Reproduktion von 

verfilmten Akten oder die Weitergabe einzelner Daten in verkörperter elektronischer Form. 

Soweit der Antragssteller die Bereitstellung der Informationen in einer anderen Form oder in 

einem über Satz 2 hinausgehenden Umfang wünscht, hat er die der Kommune hierfür 

tatsächlich entstehenden angemessenen Kosten zu ersetzen. Der Antragsteller ist auf diese 

Pflicht zur Kostentragung und die Höhe der Kosten vorab hinzuweisen. 

 

(3) Auf Antrag kann von der Erhebung von Kosten gem. Abs. 2 Satz 3 aus Gründen der 

Billigkeit oder des öffentlichen Interesses ganz oder teilweise abgesehen werden. 
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Abschnitt 4 

Ausnahmen von der Informationspflicht 

 

§ 12 

Ausnahmen von der Informationspflicht 

(1) Von der Informationspflicht ausgenommen sind Informationen soweit und solange sie 

1. dem Schutz öffentlicher Belange und der Rechtsdurchsetzung nach § 6 IFG NRW, 

2. dem Schutz des behördlichen Entscheidungsbildungsprozesses gemäß § 7 IFG NRW, 

3. dem Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen gemäß § 8 IFG NRW oder 

4. dem Schutz personenbezogener Daten entgegenstehen. 

 

(2) § 10 IFG NRW gilt entsprechend. 

 

 

Abschnitt 5 

Absicherung des Informationsrechts 

 

§ 13 

Benachteiligungsverbot 

Niemandem darf ein Nachteil daraus erwachsen, dass er oder sie Rechte aus dieser Satzung 

ausübt, Dritte bei der Ausübung von Rechten aus dieser Satzung unterstützt oder eine 

Information der Öffentlichkeit zugänglich macht, die nach dieser Satzung der 

Veröffentlichungspflicht unterlag. 

 

 

 

§ 14 

Anrufung des oder der Landesbeauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit 

(1) Eine Person, die der Ansicht ist, dass 

1. einem Rechtsanspruch oder einer Rechtspflicht nach dieser Satzung nicht rechtzeitig oder 

2. nicht hinlänglich nachgekommen wurde oder 

3. dass Ihr Informationsrecht zu Unrecht abgelehnt oder nicht beachtet worden ist oder 
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4. dass sie von einer informationspflichtigen Stelle eine unzulängliche Antwort erhalten hat 

oder 

5. dass sie entgegen § 13 dieser Satzung benachteiligt wurde, 

kann die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten für Datenschutz und 

Informationsfreiheit anrufen. 

 

(2) Auf diese Möglichkeit hat die informationspflichtige Stelle hinzuweisen.   

 

 

Abschnitt 6 

Schlussbestimmungen 

§ 15 

Ansprüche auf Informationszugang nach anderen Rechtsvorschriften 

Rechtsvorschriften oder besondere Rechtsverhältnisse, die einen weitergehenden Zugang zu 

Informationen gewähren, bleiben unberührt. 

 

 

§ 16 

Altverträge 

Geheimhaltungsklauseln und ähnliche Abreden in Verträgen mit informationspflichtigen 

Stellen, die nach dem 31.12.2001 abgeschlossen wurden und auf die das 

Informationsfreiheitsgesetz Anwendung findet, können der Anwendung der Bestimmungen 

dieser Satzung nicht entgegengehalten werden. 

 

 

§ 17 

Rechtsweg 

(1) Für Streitigkeiten um Ansprüche aus dieser Satzung ist der Verwaltungsrechtsweg eröffnet. 

 

(2) Die Frist für ein Rechtsmittel beginnt nur zu laufen, wenn der Beteiligte über den 

Rechtsbehelf, das Gericht, bei dem das Rechtsmittel anzubringen ist, den Sitz und die 

einzuhaltende Frist schriftlich oder elektronisch belehrt worden ist. Die Beteiligten sind stets 

zu belehren, dass ihnen das Recht zusteht, sich gemäß § 14 dieser Satzung an den oder die 

Landesbeauftragte/n für Datenschutz und Informationsfreiheit zu wenden. Fristen eines 
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Rechtsmittels werden dadurch aber nicht gehemmt. § 58 Abs. 2 der 

Verwaltungsgerichtsordnung gilt entsprechend. 

 

 

 

§ 18 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am .....in Kraft. 
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20. Januar 2016

Erlass einer Transparenzsatzung in den Kommunen – Schreiben des Bundes der Steuerzahler

Sehr geehrte Damen und Herren Bürgermeisterinnen und Bürgermeister,

der Bund der Steuerzahler NRW (BdSt) hat mit Schreiben vom 10.12.2015 an alle Kommunen
in  NRW  eine  Transparenz-Mustersatzung  verschickt  mit  der  Aufforderung,  sich  in  Sachen
Transparenz „proaktiv“ auf den Weg zu machen. Aufgrund zahlreicher Nachfragen aus dem
Bereich unserer Mitgliedskommunen möchten wir zu dem Schreiben des BdSt Stellung neh-
men. Die Einschätzung ist mit Städtetag und Landkreistag NRW abgestimmt.

Zunächst ist festzustellen, dass es sich bei dem Schreiben des BdSt nicht um eine Anregung im
Sinne des § 24 GO handelt. Adressaten des Schreibens sind nicht die kommunalen Vertretun-
gen, sondern vielmehr die Hauptverwaltungsbeamten.  Daraus folgt, dass die  Hauptverwal-
tungsbeamten nicht verpflichtet sind, das Schreiben des BdSt auf die Tagesordnung des Rates
bzw. Kreistages oder des für Anregungen und Beschwerden zuständigen Ausschusses zu set-
zen. Es ist vielmehr Sache des Bürgermeisters bzw. der Bürgermeisterin zu entscheiden, ob das
Thema auf die Tagesordnung des Rates bzw. des Kreistages gesetzt wird.

Die vom Bund der Steuerzahler vorgelegte kommunale Transparenzsatzung gibt vor, welche
Informationen die Verwaltung den Bürgern wie zur Verfügung stellt, ohne dass Anträge nach
dem  Informationsfreiheitsgesetz  NRW gestellt  worden  sind.  Eine  spezielle  Ermächtigungs-
grundlage für eine Transparenzsatzung existiert  weder im Informationsfreiheitsgesetz NRW
noch in einem anderen Gesetz. In der Sache steht es jedoch jeder Kommune frei, entweder im
Einzelfall oder mit einer abstrakt generellen Regelung in einer kommunalen Satzung im Sinne
des § 7 GO NRW festzulegen, welche Informationen über das ohnehin gesetzlich vorgesehene
Maß hinaus der Öffentlichkeit  zur Verfügung gestellt  werden sollen. Der Rat könnte daher
grundsätzlich auch eine Transparenzsatzung erlassen, ohne dass die Geschäftsstelle die Mus-
tersatzung des Bundes der Steuerzahler im Einzelnen auf ihre Vereinbarkeit mit anderen ge-
setzlichen Regelungen, insbesondere dem Datenschutzgesetz  NRW abschließend überprüft
hat.

Unserer Auffassung nach bedarf es einer Transparenzsatzung aber nicht. Der Gedanke, Öffent-
lichkeit  und  Transparenz  zu  gewährleisten,  ist  für  die  kommunalen  Gebietskörperschaften
nichts Neues. Kommunen informieren und kommunizieren seit jeher mit ihren Bürgerinnen
Diesen Schnellbrief und weitere tagesaktuelle Informationen, Gesetzesvorlagen und -texte, Mustersatzungen und
-dienstanweisungen etc. aus dem kommunalen Bereich finden Sie im kostenlosen Intranet des StGB NRW. Die Zu-
gangsdaten hierfür erhalten Sie im Hauptamt Ihrer Kommune .

_

Ö  4
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und Bürgern. Unter Nutzung moderner Technik bemühen sie sich seit Jahren im Rahmen ihrer
Möglichkeiten, eine stetig verbesserte Bürgerbeteiligung sowie mehr Transparenz des Verwal-
tungshandels zu gewährleisten. So können die Bürgerinnen und Bürger bereits heute zahlrei-
che Informationen auf der Homepage der Kommunen abrufen. Städte und Gemeinden stehen
also dem Gedanken der Öffentlichkeit und Transparenz aufgeschlossen und positiv gegenüber.
Die Grenzen werden dabei durch die Zuständigkeiten und Entscheidungsprivilegien der kom-
munalen Vertretungen und der demokratisch legitimierten Hauptverwaltungsbeamten vorge-
geben und nicht zuletzt durch die konkreten finanziellen Spielräume der Kommunen.

Eine Rückfrage bei den im Schreiben des BdSt als vorbildlich genannten Städten Moers, Bonn,
Köln und Bochum hat ergeben, dass man auch dort nicht über eine Transparenzsatzung ver-
fügt. Dies dürfte vor allem daran liegen, dass die Schaffung von mehr Transparenz durch Er-
weiterung des Internetangebotes ein Prozess ist, der nicht von heute auf morgen mit Erlass ei-
ner entsprechenden Satzung umgesetzt werden kann. Vielmehr bedarf es eines beträchtlichen
personellen und finanziellen Aufwandes, vor allem bei der erstmaligen Bereitstellung und Auf-
bereitung solcher Daten.  So würde allein die  Umwandlung vorhandener Datenbestände in
maschinenlesbare,  offene  Dateiformate  Zeit  brauchen  und  erhebliche  Kosten  verursachen.
Hinzu treten Kosten für neue technische Anwendungen, die Schulung und die Fortbildung der
Mitarbeiterschaft.  Öffentlichkeit  und  Transparenz  können  nur  dann  erfolgreich  umgesetzt
werden, wenn die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der kommunalen Verwaltungen einbezo-
gen werden und aktiv daran mitwirken. 

Satzungsrechtliche Vorgaben erscheinen daher ebenso wie gesetzliche Verpflichtungen nicht
zielführend.

Mit freundlichen Grüßen
In Vertretung:

gez. Andreas Wohland
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Beschlussvorschlag 
 
Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein beschließt die Satzung über die 
Aufwandsentschädigung und den Auslagenersatz für die ehrenamtlichen Angehörigen der 
Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Emmerich am Rhein. 
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Sachdarstellung : 

Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein hat in seiner Sitzung am 15.12.2015 (Vorlagen-Nr. 06 
- 0549/2015) ein Maßnamenpaket zur Wertschätzung, Nachwuchsgewinnung und für die 
Öffentlichkeitsarbeit der Einsatzkräfte der Freiwilligen Feuerwehr beschlossen. Unter 
anderem wurde festgelegt, den Kostenersatz für einen Feuerwehrangehörigen für die 
Teilnahme an Einsätzen und Übungen pauschal auf 4 Euro festzusetzen. Die Übungen 
umfassen sowohl praktische Feuerwehrübungen als auch Ausbildungsveranstaltungen auf 
Stadt- und Kreisebene. Um diesen Beschluss rechtswirksam umsetzen zu können, ist eine 
satzungsrechtliche Regelung erforderlich. Diese hätte durch Ergänzung der Satzung über die 
Aufwandsentschädigung und den Auslagenersatz für ehrenamtliche Angehörige der 
Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Emmerich am Rhein geschehen können. Doch 
zwischenzeitlich haben sich die rechtlichen Grundlagen zum Erlass dieser Satzung geändert. 
Das Feuerschutzhilfeleistungsgesetz (FSHG) ist zum 31.12.2015 außer Kraft getreten und 
durch das Gesetz zur Neuregelung des Brandschutzes, der Hilfeleistung und des 
Katastrophenschutzes (BHKG) ersetzt worden. Dieses ist zum 01.01.2016 in Kraft getreten. 
Aus diesem Grund muss eine Neufassung der Satzung beschlossen werden. 
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           Anlage 1 

 
Satzung über Aufwandsentschädigung und Auslagenersatz für die ehrenamtlichen 

Angehörigen der freiwilligen Feuerwehr der Stadt Emmerich am Rhein 
 
Gemäß § 22 Abs. 1 und 2 des Gesetzes zur Neuregelung des Brandschutzes, der 
Hilfeleistung und des Katastrophenschutzes (BHKG) vom 17.12.2015 (GV NRW, Seite 
885) und des § 7 Abs. 1 i.V.m. § 41 Abs. Satz 2 Buchstabe f der der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV NRW 1994 S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 03.02.2015 (GV 
NRW 2015 S. 208) hat der Rat der Stadt Emmerich am Rhein in seiner Sitzung am 
06.07.2016 folgende Satzung beschlossen. 
 

§ 1 
 

Grundsätze der Aufwandsentschädigung 
 
(1) Die Stadt Emmerich am Rhein zahlt den ehrenamtlichen Führungskräften und 
Inhabern von Sonderfunktionen der Freiwilligen Feuerwehr eine Aufwandsentschädigung, 
deren Höhe sich nach der jeweils wahrgenommenen Funktion in der Feuerwehr richtet. 
Diese Regelung gilt für folgende Funktionen: 
 

 Wehrführer/Wehrführerin 

 Stv.  Wehrführer/Wehrführerin 

 Zugführer/Zugführerin Löschzug Stadt und Sonstige 

 Stv. Zugführer/Zugführerin Löschzug Stadt und Sonstige 

 Jugendwart/Jugendwartin 

 Stv. Jugendwart/Jugendwartin 

 Gerätewart/Gerätewartin 

 Erwerb des Löschbootpatentes 
 
(2) Bei Mehrfachfunktionen wird nur die Pauschale der höchsten Funktion gewährt. 
 
(3) Durch die Aufwandsentschädigung sind die mit der Wahrnehmung des Ehrenamtes 
verbundenen notwendigen Barausgaben und sonstigen persönlichen Kosten (Telefon, 
Benzingeld für Fahrten im Stadtgebiet, Schreibmaterial, EDV u. ä.) abgegolten, so dass kein 
individueller Auslagensatz zusätzlich verlangt werden kann. Hiervon ausgenommen bleiben 
Verdienstausfallentschädigungen und Kosten für die Reisen außerhalb des Stadtgebietes. 
 
 

§ 2  
 

Höhe der Aufwandsentschädigung 
 
(1) Die Aufwandsentschädigung für Funktionsträger werden als monatliche Beiträge wie 
folgt festgelegt: 
 

 Wehrführer/Wehrführerin     150,00 € 

 Stv.  Wehrführer/Wehrführerin      75,00 € 

 Zugführer/Zugführerin Löschzug   Stadt    60,00 €  
      Sonstige   50,00 € 

 Stv. Zugführer/Zugführerin Löschzug  Stadt    30,00 €   
       Sonstige   25,00 € 

 Jugendwart/Jugendwartin       50,00 € 
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 Stv. Jugendwart/Jugendwartin      25,00 € 

 Gerätewart/Gerätewartin       25,00 € 
 
(2) Die Aufwandsentschädigung für die Ausbildung zum Erwerb des Behördenpatentes 
(Löschbootpatent) beträgt 500,00 €. 
 
 

§ 3 
 

Zahlung der Aufwandsentschädigung 
 
(1) Die Aufwandsentschädigungen nach § 2 werden jeweils für einen vollen 
Kalendermonat gewährt, auch wenn die Funktion während des Monats aufgenommen oder 
beendet wurde. Sie werden monatlich im Voraus gezahlt. 
 
(2) Die Zahlung der Aufwandsentschädigung entfällt, wenn der Empfänger länger als drei 
Monate ohne Unterbrechung seine ehrenamtliche Funktion nicht wahrnimmt, für die über drei 
Monate hinausgehende Zeit. Die Zahlung entfällt unmittelbar mit Monatsablauf bei 
Ausschluss und Austritt aus der Feuerwehr oder bei Funktionsenthebung. Der Wehrführer 
kann bei nicht pflichtgemäßer Aufgabenwahrnehmung die Aufwandsentschädigung auf Null 
kürzen. 

 
(3) Die Zahlung der Aufwandsentschädigung für den Erwerb des Behördenpatentes 
(Löschbootpatent) erfolgt als Einmalzahlung. 
 
 

§ 4 
 

Auslagenersatz 
 
Alle ehrenamtlichen Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehr erhalten den Ersatz ihrer 
Auslagen, die sie während ihrer Tätigkeit für die Feuerwehr haben aufbringen müssen. 
Hierunter fallen Einsätze und Übungen; letzte umfassen sowohl praktische 
Feuerwehrübungen als auch Ausbildungsveranstaltungen auf Stadt- und Kreisebene. 
Der Auslagenersatz wird pauschal gewährt und beträgt 4,-- € pro Ereignis. Die 
Dokumentation hierüber obliegt dem Leiter der Feuerwehr. Die Auszahlung erfolgt 
jährlich als Barauszahlung. Abrechnungsbasis ist der 31.10. eines Jahres. 

 
 

 
§ 5 

 
Steuer- und Sozialversicherung 

 
Die Empfänger der Entschädigungszahlungen haben die korrekte steuerliche und 
sozialversicherungsrechtliche Behandlung der empfangenen Gelder selbst sicherzustellen. 
Die Stadt Emmerich am Rhein ist von jeder Haftung freigestellt. 
 
 

§ 6 
 

In-Kraft-Treten 
 
Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2016 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung 
vom 13.12.2011 in der Fassung vom 16.12.2014 außer Kraft. 
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Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
 
Die Maßnahme ist im Haushaltsjahr 2016  vorgesehen. Produkt: 1.100.02.03.01 
 
 

Leitbild : 
 
Die Maßnahme wird von den Zielen des Leitbildes nicht berührt. 

 
 
 
Peter Hinze 
Bürgermeister 
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